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Geſetz-Samm lung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 32. 


(Fr. 3009.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 25. Juni 1848., betreffend die den Arnswalder Kreis⸗ 
ſtaͤnden bewilligten fiskaliſchen Vorrechte in Bezug auf den Bau und die 
Unterhaltung der Straßen a) von Arnswalde über Neuwedell nach der 
Arnswalder Kreisgrenze in der Richtung auf Callies; b) von Arnswalde 
bis zur Soldiner Kreisgrenze in der Richtung auf Bernſtein und e) von 
Arnswalde nach Reetz. 


Nie Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der 
Straßen 
a) von Arnswalde über Neuwedell nach der Arnswalder Kreisgrenze, in 

der Richtung auf Callies; 

b) 1 ne bis zur Soldiner Kreisgrenze, in der Richtung auf 
er 3 
c) von Arnswalde nach Reetz auf Koſten des Arnswalder Kreiſes, 

genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß die Vorſchriften der Verordnung 
vom 11. Juni 1825. (Geſetzſammlung für 1825., Seite 152.) in Betreff der 
Entnahme von Chauſſee-, Neubau- und Unterhaltungs-Materialien von benach⸗ 
barten Grundſtuͤcken, ſo wie das Expropriationsrecht für die zu dem Straßen⸗ 
bau erforderlichen Grumbftücte auf die gedachten Straßen Anwendung finden 
ſollen. Zugleich will Ich den Arnswalder Kreisftänden das Recht der 
Chauſſeegeld⸗Erhebung nach dem jedesmaligen für die Staatschauſſee'n gelten- 
den Tarife verleihen. Auch ſollen die zuſaͤtzlichen Beſtimmungen des Tarifs 
vom 29. Februar 1840., jo wie alle für die Staatschauſſeen beſtehenden poli- 
zeilichen Vorſchriften, insbeſondere die Beſtimmungen der Verordnung vom 
7. Juni 1844., uͤber das Verfahren bei Unterſuchung und Beſtrafung von 
Chauſſeegeld- und Chauſſeepolizei-Kontraventionen auf die gedachten Straßen 
Anwendung finden. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Sansſouci, den 25. Juni 1848. 


Friedrich Wilhelm. 
v. Auerswald. Hanſemann. v. Patow. 


An die Miniſterien des Innern, der Finanzen und fuͤr Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. 


Jahrgang 1848. (Nr. 3009— 3010.) 37 (Nr, 3010.) 
Ausgegeben zu Berlin den 12. Auguſt 1848. 
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(Nr. 3010.) Allerhöchfles Privilegium vom 25; Juni 1848., wegen Emiſſion auf den In⸗ 
haber lautender Obligationen uͤber eine Anleihe der Berlin-Stettiner Eiſen— 
bahngeſellſchaft, zum Betrage von 800,000 Thalern. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. dc. N 


Nachdem die unterm 12. Oktober 1840. (Geſetzſammlung Seite 305. und fol⸗ 

ende) von Uns beſtätigte Berlin⸗ Stettiner Eiſenbahn⸗Geſellſchaft beſchloſſen 
en die nach dem Privilegium vom 13, Februar 1843. zu emittirenden, noch 
nicht verausgabten vierprozentigen Prioritätsobligationen zu vernichten und an 
deren Stelle, ſowie zur Deckung der für den Bau und den Betrieb der Eiſen⸗ 
bahn von Berlin nach Stettin und Stargard außer dem Aktienkapitale von 
4,824,000 Thalern noͤthig werdenden Koſten ein Darlehn von 800,000 Thalern 
Kurant, geſchrieben: — Achthunderttauſend Thalern Kurant — gegen Ausſtel— 
lung auf den Inhaber lautender und mit Zinskupons verſehener Obligationen, 
jede zu 200 Thalern, geſchrieben: = Zweihundert Thalern S aufzunehmen, fo 
ertheilen Wir, in Beruͤckſichtigung der Gemeinnuͤtzigkeit des Unternehmens, in 
Gemaͤßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung 
von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, 
durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur 
Emiſſion der zuletzt gedachten Obligationen im Betrage von 800,000 Thalern, 
unter nachſtehenden Bedingungen: 


H. 1. 


Die neuen Obligationen, auf deren Ruͤckſeite ein Abdruck dieſes Privile⸗ 
giums beigefuͤgt wird, werden jede zu 200 Thaler Kurant in fortlaufenden Num⸗ 
mern von 1 bis 4000 nach beiliegendem Schema ausgefertigt und von dreien 

. Direktoren und dem Rendanten der Geſellſchaft unterzeichnet. 
/ 


§. 2. 


Das Darlehn traͤgt fuͤnf Prozent Zinſen. Zu deren Erhebung werden 
den Obligationen zunaͤchſt fir ſechs Jahre zwölf halbjaͤhrige, vom 1. Juli d. 
J. an laufende, am 2. Januar und 1. Juli der betreffenden Jahre zahlbare 
Zinskupons Nr. 1. bis 12., nach beiliegendem Schema beigegeben. Beim Ab⸗ 
= lauf dieſer und jeder folgenden fechsjährigen Periode werden, nach vorheriger 
öffentlicher Bekanntmachung, für anderweite ſechs Jahre neue Zinskupons aus⸗ 
gereicht. Die Ausreichung erfolgt an den Präfentanten des letzten Kupons — 
mit deſſen Ruͤckgabe zugleich uͤber den Empfang der neuen quittirt wird — 
ſofern nicht vor deſſen Faͤlligkeitstermine dagegen von dem Inhaber der Obli— 
gation bei dem Direftorium ſchriftlich Widerſpruch erhoben worden iſt; im Falle 
eines ſolchen Widerſpruchs erfolgt die Ausrelchung an den Inhaber der 
Obligation. Dieſe Beſtimmung wird auf dem jedesmaligen letzten Kupon 
beſonders vermerkt. 


$. 3. 


= m = 


H. 3. 

Die Anſpruͤche auf Zinsverguͤtigung ‚erlöfchen und die Zinskupons wer⸗ 
den unguͤltig und werthlos, wenn dieſe nicht binnen vier Jahren nach der 
Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt werden. 

§. 4. 

Die Verzinſung der Obligationen hoͤrt an dem Tage auf, an welchem 
fie zur Zurückzahlung fällig find. Wird dieſe in Empfang genommen, fü 
muͤſſen zugleich die ausgereichten Zinskupons, welche ſpaͤter als an jenem Tage 
verfallen, mit der faͤlligen Obligation eingeliefert werden; geſchieht dies nicht, 
ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapital gekuͤrzt und 
zur Einloͤſung dieſer Kupons verwendet. 


F. 5. 

Zur allmäligen Tilgung der Schuld wird jährlich vom Jahre 1849. an, 
ein halbes Prozent von dem Kapitalbetrage der emittirten Obligationen, nebſt 
den erſparten Zinſen von den amortiſirten Obligationen, verwendet; der Geſell⸗ 
ſchaft bleibt jedoch vorbehalten, mit Genehmigung Unſeres Handelsminiſters, 
nicht nur den Tilgungsfonds zu verſtärken, ſondern auch die ſämmtlichen noch 
nicht getilgten Obligationen zur Rückzahlung mit einem Male zu kundigen. — 
Die Beſtimmung der jährlich zur Tilgung kommenden Obligationen geſchieht 
durch Auslooſung Seitens des Direktoriums mit Zuziehung eines, das Proto⸗ 
koll fuͤhrenden Notarius in einem, vierzehn Tage zuvor, einmal öffentlich be⸗ 
kannt gemachten Termine, zu welchem Jedermann der Zutritt freiſteht. — Die 
Bekanntmachung der Nummern der ausgelooſten Obligationen, ſowie eine 
etwaige allgemeine Kündigung erfolgt durch dreimalige Einruͤckung in die öffent- 
lichen Blätter; die erſte Einruͤckung muß mindeſtens drei Monate vor dem be- 
ſtimmten Zahlungstermine Statt finden. — Die Einloͤſung der ausgelooſten 
Obligationen geſchieht vom 1. Juli jeden Jahres, zuerſt im Jahre 1849; die 
Einloͤſung der gekündigten Obligationen kann ſowohl am 2. Januar, als am 
1. Juli jeden Jahres Statt finden. Die Ruͤckzahlung erfolgt in beiden Faͤllen 
nach dem Nennwerthe gegen Auslieferung der Obligationen an deren Praͤ⸗ 
ſentanten. 

Die im Wege des Tilgungsverfahrens eingelöften Obligationen werden 
unter Beobachtung der oben wegen der Auslooſung vorgeſchriebenen Form ver⸗ 
brannt. Diejenigen, welche im Wege der Kündigung oder der Ruͤckforderung 
(F. 8.) eingelöft werden, kann die Geſellſchaft wieder ausgeben. Ueber die Aus⸗ 
fuͤhrung der Tilgung wird dem fuͤr das Eiſenbahnunternehmen beſtellten Kom⸗ 
miſſarius jaͤhrlich Nachweis gefuͤhrt. 


$. 6. 

Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Obligationen amortifirt wer— 
den, fo wird gerichtliches Aufgebot nach den allgemein geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen erlaſſen. Fuͤr dergeſtalt amortiſirte, ſo wie auch fuͤr zerriſſene oder ſonſt 
unbrauchbar gewordene, an die Geſellſchaft zuruͤckgelieferte und gaͤnzlich zu kaſ⸗ 
ſirende Obligationen werden neue dergleichen angefertigt. 

(Nr. 3010.) 37 * Be 
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Die Nummern der zur Zuruͤckzahlung fälligen, nicht zur Einloͤſung vor⸗ 
gezeigten Obligationen werden während zehn Jahren nach dem Zahlungster⸗ 
mine jaͤhrlich einmal von dem Direktorium der Geſellſchaft, behufs der Em⸗ 
pfangnahme der Zahlung, öffentlich aufgerufen. Die Obligationen, welche nicht 
innerhalb eines Jahres nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Einlöfung 
vorgezeigt worden, ſind werthlos, welches von dem Direktorium, unter Angabe 
der werthlos gewordenen Nummern, alsdann oͤffentlich zu erklaͤren iſt. Die 
Geſellſchaft hat wegen ſolcher Obligationen keinerlei Verpflichtung mehr; doch 
kann ſie deren gaͤnzliche oder theilweiſe Bezahlung vermittelſt eines Beſchluſſes 
der Generalverſammlung aus Billigkeitsruͤckſichten gewähren. 


F. 8. 


Außer den im $. 5. gedachten Fällen find die Inhaber der Obligationen 
berechtigt, deren Nennwerth in folgenden Faͤllen von der Geſellſchaft in Stettin 
zuruͤckzufordern: 

a) wenn faͤllige Zinskupons, ungeachtet ſolche gehörig zur Einloͤſung praͤ⸗ 
ſentirt worden, laͤnger als drei Monate unberichtigt bleiben; 

bp) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfwagen, oder 
5 15 dieſelben erſetzenden Maſchinen laͤnger als ſechs Monate ganz 
aufhoͤrt; N 

c) wenn gegen die Geſellſchaft, in Folge rechtskraͤftiger Erkenntniſſe, 

Schulden halber Execution vollſtreckt wird; 

d) wenn we im H. 5. feſtgeſetzte Tilgung der Obligationen nicht eingehal⸗ 
ten wird. 

In den Fällen a. b. und c. kann das Kapital an demſelben Tage, wo 
einer dieſer Fälle eintritt, zuruͤckgefordert werden; in dem Falle d. iſt dagegen 
eine dreimonatliche Kuͤndigungsfriſt zu beobachten. Das Recht zur Zuruͤckfor⸗ 
derung dauert in dem Falle a. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, 
in dem Falle b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetrie⸗ 
bes, in dem Falle c. ein Jahr, nachdem der vorgeſehene Fall eingetreten iſt; 
das Recht der Kuͤndigung in dem Falle d. drei Monate von dem Tage ab, 
an welchem die Tilgung der Obligationen haͤtte erfolgen ſollen. 


$. 9. 


Zur Sicherung der Verzinſung und Tilgung der Schuld wird feſtgeſetzt 
und verordnet: i 

a) die vorgeſchriebene Verzinſun ‚und Tilgung der Obligationen geht der 
Zahlung von Zinfen und Dividenden an die Aktionaire der Geſell— 

ſchaft vor; 1 
b) bis zur Tilgung der Obligationen darf die Geſellſchaft keine zur Eiſen⸗ 
bahn und zu den Bahnhöfen erforderlichen Grundſtuͤcke verkaufen; dies 
bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und der Bahnhoͤfe 
befindlichen Grundſtuͤcke, auch nicht auf ſolche, welche innerhalb der Bahn⸗ 
hoͤfe etwa an den Staat oder an Gemeinden zur Errichtung von Poſt-, Po: 
lzei⸗ 
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lizei⸗ oder ſteuerlichen Einrichtungen, oder welche zu Packhoͤfen oder 
aarenniederlagen abgetreten werden moͤchten; 

c) die Geſellſchaft darf weder Aktien kreiren, noch neue Darlehne aufneh— 
men, es ſei denn, daß für die jetzt zu emittirenden Obligationen das 
Vorzugsrecht ausdruͤcklich ſtipulirt werde; 

d) zur Geltendmachung der im F. 8. feſtgeſetzten Ruͤckforderungsrechte ift 
den Inhabern der Obligationen das geſammte bewegliche und unbeweg- 
liche Vermoͤgen der Geſellſchaft verhaftet. 

Die vorſtehend unter b. und c. erlaſſenen Beſtimmungen ſollen jedoch 
auf diejenigen Obligationen ſich nicht beziehen, die, zur Ruͤckzahlung fällig er⸗ 
klaͤrt, nicht innerhalb ſechs Monaten nach Verfall zur Empfangnahme der 
Zahlung gehoͤrig praͤſentirt werden. 


$. 10. 


Alle in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachun⸗ 
gen muͤſſen in den Preußiſchen Staats- Anzeiger zu Berlin, in die Stettiner 
Zeitung und in die Boͤrſen⸗Nachrichten der Oſtſee zu Stettin eingeruͤckt werden. 
Sollte eines dieſer Blätter eingehen, fo genügt die Bekanntmachung in den 
beiden anderen bis zur anderweitigen, mit Genehmigung Unſeres Handels- 
Miniſters zu treffenden Beſtimmung; fie muß aber unter allen Umftänden je⸗ 
derzeit in einer der zu Berlin erſcheinenden Zeitungen erfolgen. 


$. 11. 


Auf die Zahlung der Obligationen, wie auch der Zinskupons, die jeder⸗ 
eit nach der Wahl der Berechtigten aus der Geſellſchaftskaſſe in Stettin oder 
erlin an wird, kann kein Arreſt bei der Geſellſchaft angelegt werden. 

egeben Sansſouci, den 25. Juni 1848. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


Hanſemann. von Patow. 


(Nr, 3010.) Berlin: 


— = 
Berlin- Stettiner Eifenbahn - Obfigation. 


„ber | 200 Thaler. | 


Inhaber diefer Obligation N phat an die Berlin - Stettiner 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft Zweihundert Thaler Preu/s. Courant zu fordern, als 
Antheil an dem, durch umftehendes Königliches Privilegium autoriſirten Dar- 
lehn von Achthunderttauſend Thalern. 5 

Die Zinſen mit fünf Prozent für das Jahr find gegen die ausgegebe- 
nen, am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres zahlbaren halbjaͤhrigen Zins- 
Kupons zu erheben. 

Stettin, den f 
Das Direktorium der Berlin-Stettiner Eiſenbahn-Geſellſchaft. 

(Unterſchriften von drei Direktoren.) 
Eingetragen Dar: Der Rendant 
im Obligationsbuch Fol. N. 


Zinskupon a 1. 


42 be 
Berlin -Stettiner Eiſenbahn⸗Obligation Ne E 
Fünf Thaler Preuß. Kurant 
hat Inhaber dieſes vom 1849. ab in Stettin oder Berlin aus 
unſerer Geſellſchaftskaſſe zu erheben. i 
Nach dem Januar 1853. iſt dieſer Zinskupon unguͤltig und werthlos. 
Stettin, den 


Direktorium der Berlin-Stettiner Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. e 


i Stempel. 
Eingetragen 
in der Zinskontrole Fol. EZ 
(Unterſchrift des Kontroleurs.) (Kupon 1 12. Bemerkung.) 


Der Praͤſentant dieſes Kupons iſt zur Ent: 
gegennahme der folgenden, uͤber deren Empfang 
er zugleich durch deſſen Ruͤckgabe quittirt, be⸗ 
rechtigt, wenn dagegen nicht vor dem Faͤllig⸗ 
keitstermine deſſelben, dem 1. Juli 1854., vom 
Inhaber der Obligation bei dem Direktorium 
ſchriftlich Widerſpruch erhoben wird, in wel— 
chem Falle die Ausreichung der neuen Kupons 
gegen beſondere Quittung an den Inhaber der 
Obligation erfolgt. 


(Nr. 3011.) 


a 


(Nr. 3011.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. Juli 1848., betreffend die dem Waldenburg⸗ 
Friedlaͤnder Chauſſee-Aktienverein in Bezug auf den Bau und die Unter⸗ 
haltung der Straße von Waldenburg nach Friedland bewilligten fiskali⸗ 
ſchen Vorrechte. 


N. oden Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage der, unter der Be- 
nennung: „Waldenburg⸗Friedlaͤnder Chauſſee-Aktienverein“ 6 Aktien⸗ 
geſellſchaft zum chauſſeemaͤßigen Ausbau der Straße von Waldenburg nach 
Friedland Meine Beſtaͤtigung ertheilt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß die 
Vorſchriften der Verordnung vom 11. Juni 1825. (Geſetzſammlung für 1825., 
Seite 152) in Betreff der Entnahme von Chauſſeeneubau- und Unterhaltungs— 
materialien von benachbarten Grundſtuͤcken, fo wie das Expropriationsrecht fuͤr 
die zur Chauſſee erforderlichen Grundſtücke auf die oben gedachte Straße An⸗ 
wendung finden ſollen. Zugleich will Ich dem genannten Verein das Recht 
zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach dem fuͤr die Staatschauſſee'n geltenden 
Chauſſeegeld⸗Tarif vom 29. Februar 1840. verleihen. Auch ſollen die zuſaͤtz⸗ 
lichen Beſtimmungen dieſes Tarifs, ſo wie alle fuͤr die Staatschauſſee'n beſte⸗ 
hende polizeiliche Beſtimmungen, insbeſondere die Vorſchriften der Verordnung 
vom 7. Juni 1844. uͤber das Verfahren bei Unterſuchung und Beſtrafung von 
Chauſſeegeld⸗ und Chauſſeepolizei-Kontraventionen auf die gedachte Straße An- 
windig finden. 

Der gegenwartige Befehl iſt durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Sansſouei, den 14. Juli 1848. 


Friedrich Wilhelm. 
TE Milde. 
An das Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 3012.) Bekanntmachung über die Allerhoͤchſte Beſtaͤtigung des Statuts der unter der 
Benennung: „Waldenburg-Friedlaͤnder Chauſſee-Aktienverein“ gebildeten 
Aktiengeſellſchaft zum chauſſeemaͤßigen Ausbau der Straße von Walden- 
burg nach Friedland. Vom 29. Juli 1848. 


Dee Königs Majeftät haben das unterm 26. Januar c. vollzogene Statut 
der unter der Benennung „Waldenburg⸗Friedlaͤnder Chauſſee⸗Aklienverein“ ge⸗ 
bildeten Aktiengeſellſchaft zum chauſſeemaͤßigen Ausbau der Straße von Wal- 
denburg nach Friedland mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 14. d. M. zu be⸗ 
ſtaͤtigen geruht. Dies wird hierdurch nach Vorſchrift des F. 3. des Geſetzes 
über die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken be- 
kannt gemacht, daß das Statut ſelbſt durch das Amtsblatt der Königlichen 
Regierung zu Breslau zur Öffentlichen Kenntniß gelangt. 
Berlin, den 29. Juli 1848. . g 
Der Miniſter für Handel, r und öffentliche Arbeiten. 
til de. 


(Nr. 3011 — 3014.) (Nr. 3013.) 
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Nr. 3013.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 31. Juli 1848., betreffend die Abſchaffung der gehei⸗ 
men Konduitenliſten in der Civilverwaltung. 


Ai den Bericht des Staatsminiſteriums vom 14. Juli c. erklaͤre Ich Mich 
damit einverſtanden, daß die ſeither ſtattgefundenen geheimen Konduitenliſten in 
der Civilverwaltung abgeſchafft werden. Das Staatsminiſterium hat dieſen 
Meinen Erlaß, welcher in die Geſetzſammlung aufzunehmen iſt, zur Aus— 
fuͤhrung zu bringen. 8 

Sansſouci, den 31. Juli 1848. 


Friedrich Wilhelm. 
v. Auerswald. Hanſemann. Frhr. v. Schreckenſtein. Milde. Maͤrcker. 
Giercke. Kuͤhlwetter. 
Fuͤr den ie) 7 e Angelegenheiten 
An das Staatsminiſterium. 


| 


(Nr. 3014.) Geſetz, betreffend die Siſtirung der nach den Verordnungen vom 7. Maͤrz 1843., 
wegen Theilung gemeinſchaftlicher Jagddiſtrikte, eingeleiteten Regulirungen. 
Vom 3. Auguſt 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen auf den Antrag der zur Vereinbarung der Preußiſchen Staatsver— 
e Verſamullung, nach Anhörung Unſeres Staatsminiſteriums, 
was folgt: 8 

Ale auf Grund der Verordnungen vom 7. März 1813., wegen Thei⸗ 
lung gemeinſchaftlicher Jagddiſtrikte in der Provinz Weſtphalen und in den 
zum ſtaͤndiſchen Verbande der Kurz und Neumark Brandenburg, und des 
Markgrafthums Niederlauſitz, ſowie der Provinz Sachſen gehörigen Landes— 
theilen, eingeleiteten, noch nicht beendeten Regulirungen werden ſiſtirt. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 3. Auguſt 1848. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Auerswald. Hanſemann. Frhr. o. Schreckenſtein. Milde. Maͤrcker. 
Gierke. Kuͤhlwetter. 


\ 


